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Nr. 13576.) Verordnung über Aufhebung des Arbeitsgerichts Remſcheid⸗Lennep und Bildung von 
Kammern bei den Arbeitsgerichten Bochum, Dortmund und Eſſen. Vom 13. März 1931. 


Auf Grund der SS 14 und 17 des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 23. Dezember 1926 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 507) wird in Abänderung der Verordnung vom 10. Juni 1927 (Geſetzſamml. S. 97) 
folgendes beſtimmt: 

SL 


Das Arbeitsgericht Remſcheid⸗Lennep wird aufgehoben. Sein Bezirk wird dem Arbeits- 
gerichte Remſcheid zugelegt mit Ausnahme des Amtsgerichtsbezirkes Wuppertal⸗Ronsdorf, der dem 
Arbeitsgerichte Wuppertal⸗Barmen zugeteilt wird. ni 


8 2. 
Bei den Arbeitsgerichten Bochum, Dortmund und Eſſen werden je zwei weitere Kammern 


für Arbeiter gebildet. 
8 3. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Mai 1931 in Kraft. 
Berlin, den 13. März 1931. 
8 Der Preußiſche Miniſter 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. für Handel und Gewerbe. 
Schmidt. Schreiber. 


(Nr. 13577.) Verordnung zur Durchführung des Ausführungsgeſetzes zu § 22 des Reichsgeſetzes über 
die Bereinigung der Grundbücher vom 16. März 1931 (Geſetzſamml. S. 16). Vom 
16. März 1931. 
Auf Grund des $ 8 des Ausführungsgeſetzes zu § 22 des Reichsgeſetzes über die Bereinigung 
der Grundbücher vom 16. März 1931 wird folgendes verordnet: 


8 1. 
Das Verfahren zur Löſchung gegenſtandsloſer Eintragungen ſoll grundſätzlich nur eingeleitet 
werden, wenn beſondere äußere Umſtände (3. B. Umſchreibung des Grundbuchblatts wegen Unüber— 
ſichtlichkeit, Teilveräußerung oder Neubelaſtung des Grundſtücks, Anregung ſeitens eines Beteiligten) 


hinreichenden Anlaß dazu geben und Grund zu der Annahme beſteht, daß die Eintragung gegen⸗ 
ſtandslos iſt. 6 
| 82. 


Hat ein Beteiligter die Einleitung des Löſchungsverfahrens angeregt, fo ſoll die Entſcheidung 
des Grundbuchamts, durch welche die Einleitung des Verfahrens abgelehnt oder das eingeleitete 
Verfahren eingeſtellt wird, mit Gründen verſehen werden. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 2. April 1931.) 7 
Geſetzſammlung 1931. (Mr. 13576—13578.) 
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83. 

Das Grundbuchamt ſoll von der Befugnis, einem Beteiligten die Gebühr für die Löſchung 
aufzuerlegen ($7 Abſ. 1 Satz 2), nur Gebrauch machen, wenn die Abweichung von dem Grundſatze 
der Gebührenfreiheit (87 Abſ. 1 Satz 1) im Einzelfall billig erſcheint. 

8 4. 

Dieſe Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Ausführungsgeſetze zu § 22 des Reichsgeſetzes 

über die Bereinigung der Grundbücher vom 16. März 1931 in Kraft. f 


Berlin, den 16. März 1931. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Schmidt. 


(Nr. 13578.) Verordnung über das Verfahren zur Klarſtellung der Rangverhältniſſe im Grundbuch. 
Vom 16. März 1931. 
Auf Grund des 8§ 24 des Reichsgeſetzes über die Bereinigung der Grundbücher vom 
18. Juli 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 305) wird folgendes verordnet: 


8 1. 5 
Bei der Umſchreibung unüberſichtlicher Grundbücher können Unklarheiten und Unüberſicht⸗ 
lichkeiten in den Rangverhältniſſen nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften beſeitigt werden. 


8 2. 

Soll ein unüberſichtliches Grundbuch umgeſchrieben werden, ſo hat das Grundbuchamt zu 
prüfen, ob eine Unklarheit oder Unüberſichtlichkeit in den Rangverhältniſſen vorliegt und ob 
ihre Beſeitigung nach den Umſtänden angezeigt erſcheint. Das Grundbuchamt entſcheidet hierüber 
nach freiem Ermeſſen; die Entſcheidung iſt unanfechtbar. 


8 3. 

() Wird das Verfahren eingeleitet, jo iſt der Beſchluß allen Beteiligten zuzuſtellen. Die 

Einleitung des Verfahrens iſt ferner in der zweiten Abteilung des Grundbuchs zu vermerken. 

(2) Wird der Antrag auf Einleitung des Verfahrens abgelehnt, ſo iſt der Beſchluß nur 

dem Antragſteller bekanntzumachen. 

8 4. 

(1) In dem Verfahren gelten als Beteiligte: 

1. der zur Zeit der Eintragung des Vermerks ($ 3 Abſ. 2) im Grundbuch eingetragene Eigen⸗ 
tümer und, wenn das Grundſtück mit einer Geſamthypothek (grundſchuld, rentenſchuld) 
belaſtet iſt, die im Grundbuch eingetragenen Eigentümer der anderen mit dieſem Rechte 
belaſteten Grundſtücke; 

. diejenigen, für die in dem in Nr. 1 beſtimmten Zeitpunkt ein Recht am Grundſtück oder 
ein Recht an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte im Grundbuch eingetragen oder 
durch Eintragung geſichert iſt; 

3. diejenigen, die ein Recht am Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte 

im Verfahren anmelden und auf Verlangen des Grundbuchamts oder eines Beteiligten 
glaubhaft machen. 

(2) Beteiligter iſt nicht, weſſen Recht von der Rangbereinigung nicht berührt wird. 

8 5. 


Iſt der im Grundbuch als Eigentümer oder Berechtigter Eingetragene nicht der Berechtigte, 
ſo hat er dies unverzüglich nach Zuſtellung des Einleitungsbeſchluſſes dem Grundbuchamt an⸗ 


0 
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zuzeigen und anzugeben, was ihm über die Perſon des Berechtigten bekannt iſt. Ein ſchriftlicher 
Hinweis auf dieſe Pflicht iſt ihm zugleich mit dem Einleitungsbeſchluſſe zuzuſtellen. 


8 6. 

N () Das Grundbuchamt kann von Amts wegen Ermittlungen darüber anſtellen, ob das 
Eigentum oder ein eingetragenes Recht dem als Berechtigten Eingetragenen oder einem anderen 
zuſteht, und die hierzu geeigneten Beweiſe erheben. Ob die im § 36 der Grundbuchordnung vor— 
geſehenen Nachweiſe durch die dort bezeichneten Urkunden zu erfolgen haben, entſcheidet das Grund— 
buchamt nach freiem Ermeſſen. f 

(2) Der ermittelte Berechtigte gilt vom Zeitpunkt ſeiner Feſtſtellung an auch als Beteiligter. 

8 (3) Beſtehen Zweifel darüber, wer von mehreren Perfonen der Berechtigte iſt, fo gelten 

ſämtliche Perſonen als Berechtigte. 


8 7. 

(1) Tritt im Laufe des Verfahrens ein Wechſel in der Perſon eines Berechtigten ein, fo gilt 
der neue Berechtigte von dem Zeitpunkt ab als Beteiligter, zu dem die Perſon des neuen Berechtigten 
dem Grumdbuchamte bekannt wird. 

(2) Das gleiche gilt, wenn im Laufe des Verfahrens ein neues Recht am Grundſtück oder 
an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte begründet wird, das von dem Verfahren berührt wird. 


8 8. 
Iſt die Perſon oder der Aufenthalt eines Beteiligten oder ſeines Vertreters unbekannt, 
ſo kann das Grundbuchamt dem Beteiligten für das Rangbereinigungsverfahren einen Pfleger 
beſtellen. Für die Pflegſchaft tritt an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts das Grundbuchamt. 


89. 

(1) Wohnt ein Beteiligter nicht im Deutſchen Reiche und hat er einen im Deutſchen Reiche 
wohnenden Bevollmächtigten nicht beſtellt, ſo kann das Grundbuchamt anordnen, daß er einen 
im Deutſchen Reiche wohnenden Bevollmächtigten zum Empfang der für ihn beſtimmten Sen⸗ 
dungen oder für das Verfahren beſtelle. 

(2) Hat das Grundbuchamt eine ſolche Anordnung getroffen, jo können, ſolange der Beteiligte 
den Bevollmächtigten nicht beſtellt hat, nach der Ladung zum erſten Verhandlungstermin alle 
weiteren Zuſtellungen in der Art bewirkt werden, daß das zuzuſtellende Schriftſtück unter der 
Anſchrift des Beteiligten nach ſeinem Wohnorte zur Poſt gegeben wird; die Poſtſendungen ſind 
mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen. Die Zuſtellung wird mit der Aufgabe zur Poſt 
als bewirkt angeſehen, ſelbſt wenn die Sendung als unbeſtellbar zurückkommt. 


8 10. 

Die öffentliche Zuſtellung ift unzuläſſig. 
n, § 11. 

Das Grundbuchamt kann den Beſitzer von Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenſchuld⸗ 


briefen ſowie von Urkunden der in SS 1154, 1155 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Art 
zur Vorlegung dieſer Urkunden anhalten. g 


8 12. 
Das Grundbuchamt hat die Beteiligten zu einem Verhandlungstermin über die Klarſtellung 
der Rangverhältniſſe zu laden. Die Ladung ſoll den Hinweis enthalten, daß ungeachtet des Aus— 
bleibens eines Beteiligten über die Klarſtellung der Rangverhältniſſe verhandelt werden würde. 


un 8 13. 
(1) Die Friſt zwiſchen der Ladung und dem Termine ſoll mindeſtens zwei Wochen betragen. 
(2) Dieſe Vorſchrift findet auf eine Vertagung ſowie auf einen Termin zur Fortſetzung der 
Verhandlung keine Anwendung. In dieſen Fällen kann die Ladung der zu dem früheren Termine 
Geladenen durch die Verkündung des neuen Termins erſetzt werden. 
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8 14. 

(1) In dem Termine hat das Grundbuchamt zu verſuchen, eine Einigung der Beteiligten auf 
eine klare Rangordnung herbeizuführen. Einigen ſich die erſchienenen Beteiligten auf eine ſolche 
Rangordnung, ſo hat das Grundbuchamt die Vereinbarung zu beurkunden. Ein nichterſchienener 
Beteiligter kann ſeine Zuſtimmung zu der Vereinbarung in einer öffentlichen oder öffentlich 
beglaubigten Urkunde erteilen. 

(2) Kommt eine Einigung der Beteiligten zuſtande, ſo iſt das Grundbuch der Vereinbarung 
gemäß umzuſchreiben. 

8 15. 

Kommt eine Einigung der Beteiligten nicht zuſtande, ſo macht das Grundbuchamt ihnen 
einen Vorſchlag für eine neue Rangordnung. Es kann hierbei eine Anderung der beſtehenden Rang⸗ 
verhältniſſe inſoweit vorſchlagen, als es zur Herbeiführung einer klaren Rangordnung erforderlich iſt. 


8 16. 

(1) Der Vorſchlag iſt * Beteiligten mit dem Hinweiſe zuzuſtellen, Ei gegen ihn binnen 
einer Friſt von einem Monate von der Zuſtellung ab bei dem Grundbuchamte Widerſpruch erhoben 
werden kann. In beſonderen Fällen kann eine längere Friſt beſtimmt werden. 

(2) Die Erhebung des Widerſpruchs erfolgt ſchriftlich oder durch Erklärung zum Protokoll 
des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle eines Amtsgerichts; in letzterem Falle genügt zur Wahrung 
der Widerſpruchsfriſt, daß die Erklärung innerhalb der Friſt erfolgt. 


Ss 17. 

(1) War ein Beteiligter ohne fein Verſchulden verhindert, die Friſt (§ 16) einzuhalten, ſo 
iſt ihm auf ſeinen Antrag von dem Grundbuchamte die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
zu gewähren, wenn er binnen zwei Wochen nach der Beſeitigung des Hinderniſſes den Widerſpruch 
einlegt und die Tatſachen, die die Wiedereinſetzung begründen, glaubhaft macht. 

(2) Gegen die Entſcheidung, durch die die Wiedereinſetzung erteilt wird, findet kein Rechts⸗ 
mittel ſtatt; gegen die Entſcheidung, durch die der Antrag auf Wiedereinſetzung als unzuläſſig 
verworfen oder zurückgewieſen wird, findet die ſofortige Beſchwerde nach den Vorſchriften des 
Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſtatt. 

(3) Nach der Eintragung der neuen Rangordnung kann die Wiedereinſetzung nicht mehr 
beantragt werden. Das gleiche gilt, wenn ſeit dem Ende der verſäumten Friſt ein Jahr 
verſtrichen iſt. 8 

Ss 18. N 

(1) Sit bei Einleitung des Verfahrens oder wird im Laufe des Verfahrens ein Rechtsſtreit 
anhängig, der die Rangverhältniſſe des Grundſtücks zum Gegenſtand hat, ſo iſt das Verfahren 
auf Antrag eines Beteiligten bis zur Erledigung des Rechtsſtreits auszuſetzen. 

(2 Das Grundbuchamt kann auch von Amts wegen das Verfahren ausſetzen und den 
Beteiligten oder einzelnen von ihnen unter Beſtimmung einer Friſt aufgeben, die Entſcheidung 
des Prozeßgerichts herbeizuführen, wenn die Aufſtellung einer neuen klaren Rangordnung von 
der Entſcheidung eines Streites über die beſtehenden Rangverhältniſſe abhängt. 


§ 19. 
Nach der Erledigung des Rechtsſtreits wird das Verfahren inſoweit fortgeſetzt, als es zur 
Herbeiführung einer klaren Rangordnung noch erforderlich iſt. 


§ 20. 

() Nach dem Ablaufe der Widerſpruchsfriſt ſtellt das Grundbuchamt durch Beſchluß die 
neue Rangordnung feſt, ſofern nicht Anlaß beſteht, einen neuen Vorſchlag zu machen. Es entſcheidet 
hierbei zugleich über die nicht erledigten Widerſprüche; inſoweit iſt die Entſcheidung mit Gründen 
zu verſehen. 

(2) Iſt über einen Widerſpruch entſchieden, ſo iſt der Beſchluß allen Beteiligten zuzuſtellen. 
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8 21. 
Das Grundbuchamt kann jederzeit das Verfahren einſtellen, wenn es ſich von jeiner Jorf⸗ 
ſetzung keinen Erfolg verſpricht. Der Einſtellungsbeſchluß iſt unanfechtbar. 
8 22. 

ö) Zt in dem Beſchluſſe des Grundbuchamts, durch den die neue Rangordnung feſtgeſtellt 
wird, über einen Widerſpruch entſchieden worden, ſo findet gegen den Beſchluß die ſofortige 
Beſchwerde nach den Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ſtatt. Über die Beſchwerde entſcheidet das Landgericht. 3 

(2) Gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt ein weiteres Rechtsmittel eee 


8 23. 


Iſt die neue Rangordnung rechtskräftig feſtgeſtellt, jo hat das Grundbuchamt das Grund⸗ 
buch nach Maßgabe dieſer Rangordnung umzuſchreiben. 


8 24. 
Mit der Eintragung der neuen Rangordnung ($ 14 Abſ. 2, $ 23) tritt dieſe an die Stelle 
der bisherigen Rangordnung. 
8 25. 
Wird die neue Rangordnung eingetragen ($ 14 Abſ. 2, $ 23) oder wird das Verfahren ein⸗ 
geſtellt (8 21), fo ift der Einleitungsvermerk zu löſchen. 
8 26. 


(1) Das Verfahren erſter Inſtanz und die auf Grund dieſer Verordnung erfolgenden Ein- 
tragungen und Löſchungen ſind gebührenfrei. Die Auslagen verteilt das Grundbuchamt auf die 
Beteiligten nach billigem Ermeſſen. 

(2) In der Beſchwerdeinſtanz findet § 105 Abſ. 3 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes mit 
folgenden Maßgaben Anwendung: 

a) das Gericht beſtimmt den Wert des Beſchwerdegegenſtandes nach freiem Ermeſſen; 

b) die Beſchwerdegebühr wird auch erhoben, wenn der Beſchwerde ſtattgegeben wird. In 
dieſem Falle verteilt das Beſchwerdegericht die Koſten auf die Beteiligten nach billigem 
Ermeſſen; das Beſchwerdegericht kann von der Erhebung dieſer Gebühr abſehen. 

(3) Die Vorſchriften der Artikel 9 bis 14 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichts 

barkeit finden mit der Maßgabe Anwendung, daß die Verurteilung zur Tragung der Koften den im 
Artikel 9 vorgeſehenen Antrag nicht vorausſetzt. 


8.27. 


Findet durch das Verfahren ein anhängiger Rechtsſtreit ſeine Erledigung, ſo trägt jede 
Partei die ihr entſtandenen außergerichtlichen Koſten. Die Gerichtskoſten werden niedergeſchlagen. 


§ 28. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 16. März 1931. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Schmidt. 


Dr. Grunau, lol tea. str.12% 
24 Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 7, ausgegeben am 19. 3. 31. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind betanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Januar 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Provinz 
Hannover für die Verlegung der Provinzialchauſſee Lehe -Bremen innerhalb der Gemar⸗ 
kungen Neſſe und Stotel 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stade Nr. 8 S. 24, ausgegeben am 21. Februar 1931; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Februar 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Köln für die Waſſer⸗ 
zubringerleitung vom Waſſerwerk Fühlingen nach Köln 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 9 S. 49, ausgegeben am 28. Februar 1931; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Februar 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Schleswig für den Bau einer 
Nebenlandſtraße Satrup-Süderbrarup 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 10 S. 67, ausgegeben am 7. März 1931; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Februar 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. für 
den Bau und Betrieb einer Privatanſchlußbahn (Hafenbahn) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 11 S. 75, ausgegeben am 14. März 1931. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 


Jahrgang 1930 
liegt vor. Für die Jahrgänge 1920 — 1929 find noch Reſtbeſtände der Einbanddecke vorhanden. 
Bezug durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag. 
Breis 1.30 Ron zuzüglich Berfandipefen. 


Von den Jahrgängen 1920—1930 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. 
Von den Hauptſachverzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 ſind noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 1,— bezw. 2, — H netto verkauft werden. 
Bezug nur direkt vom Verlag. 


Berlin W. 9 N. von Deder’s Verlag, G. Schend 
£intiteabe 35 Abteilung Preußiſche Geſetzſammlung. 
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